
Kurzbericht - 67 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen 

(61. - öffentliche - Sitzung am 28. August 2019) 

Beratungsthemen: 

1. a) Steuerungeheuer bezwingen - Grundsteuer B abschaffen! 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/3644 

 

 b) Reform der Grundsteuer mit Öffnungsklausel für die Länder versehen! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/3647 

 

 c) Grundsteuer erhalten - Gerechtigkeit wahren - Kommunen unterstützen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/3845 

 

 Der Ausschuss setzte die Beratung fort. Den Antrag der Fraktionen der Grünen, der FDP 

und der AfD, über eine Beschlussempfehlung zu ihren jeweiligen Anträgen abzustimmen, 

lehnte er mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 

Oppositionsfraktionen ab.  

  

2. a) Zukunft für die NORD/LB ohne frisches Steuergeld 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/831 

 

 b) Eigenständige und starke Braunschweigische Landessparkasse in kommunaler 

Trägerschaft auf den Weg bringen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/3038 

 

 c) NORD/LB: Erfolgsabhängige und fixe Vergütung des Vorstands reformieren 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/4392 

 

 d) NORD/LB: Stille Gesellschafter und Nachrangkapital dürfen bei Sanierung nicht 

freigestellt werden 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/4393 

 

 Der Ausschuss begann mit der Beratung der Anträge unter c) und d) und setzte die 

Beratung der Anträge unter a) und b) fort. Er ließ sich durch die Landesregierung - zum 

Teil in vertraulicher Sitzung - über den aktuellen Sachstand unterrichten und bat sie um 

weitere schriftliche Informationen.  

  

3. Vorlage 

 

Vorlage 140 (MW) 2. Quartalsbericht über das Sondervermögen Digitalisierung 

 

Der Ausschuss nahm die Vorlage zur Kenntnis. 

  

4. a) Aktenvorlagebegehren nach Artikel 24 Abs. 2 Niedersächsische Verfassung; 

Einsicht in die Unterlagen zu Kapitalerhöhungen und Stillen Gesellschaften der 

NORD/LB sowie zu Schiffskrediten - Aktenvorlagebegehren der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen 

 

 b) Einsicht in die bei der Landesregierung vorhandenen Akten zum Fusions-

prozess zwischen NORD/LB und BLB im Jahr 2017 - Aktenvorlagebegehren der 

FDP-Fraktion 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03644.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03647.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03845.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00501-01000/18-00831.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03038.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04392.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04393.pdf
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 Der Ausschuss beschloss, die zu a) und b) jeweils mit Schreiben des Finanzministeriums 

vom 21. August 2019 vorgelegten und in Teilen als vertraulich zu behandelnden 

Unterlagen (jeweils 3. Tranche) gemäß § 95 a GO LT für vertraulich zu erklären.  

 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD 

Ablehnung:    -  

Enthaltung:    -  

  

5. Unterrichtung durch die Landesregierung zu den Rückstellungen in der Bilanz der 

Messe AG für die Altersversorgung des Leitungsbereiches des Unternehmens und 

den künftig erwarteten Rückstellungen sowie den Annahmen für die maßgeblichen 

Zinssätze und zu den bereits eingeleiteten Maßnahmen 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung in vertraulicher Sitzung entgegen und führte 

darüber eine Aussprache. 

 
Außerhalb der Tagesordnung: 
 
Die Fraktionen der SPD und der CDU baten darum, die für den 9. Oktober 2019 vorgesehene 
Beratung des Einzelplans 05 - Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung - auf den 
Nachmittag der für den 2. Oktober 2019 vorgesehenen Sitzung zu verschieben. Darüber soll in 
der nächsten Sitzung des Ausschusses entschieden werden.  


